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(Nr. 11740.) Verordnung über die Gewährung von Straffreiheit und Strafmilderung in 
Diſziplinarſachen. Vom 16. Februar 1919. 


Die Preußiſche Regierung verordnet mit Geſetzeskraft, was folgt: 
1 

Alle bis zum Inkrafttreten dieſer Verordnung von den Dienſtvorgeſetzten 
verhängten oder von den entſcheidenden Diſziplinarbehörden oder Diſziplinar⸗ 
gerichten rechtskräftig erkannten Ordnungsſtrafen wegen Dienſtvergehen, die vor 
dem 9. November 1918 begangen ſind, werden einſchließlich der Koſten des Ver⸗ 
fahrens erlaſſen, inſoweit zur Zeit des Inkrafttretens dieſer Verordnung die 
Strafen noch nicht vollſtreckt und die Koſten noch nicht entrichtet ſind. 

Als Ordnungsſtrafen gelten Warnungen, Verweiſe, Geldbußen und a 
ſtrafen ($ 15 des Geſetzes vom 21. Juli 1852, Geſetzſamml. ©. 465; § 15 Nr. 1, 
des Geſetzes vom 7. Mai 1851, Geſetzamml. S. 218; $$ 80, 81 des u 


vom 24. April 1878, Geſetzſamml. S. 230; Art. 94 Nr. 1 bis 3 des Geſetzes 


vom 21. September 1899, Geſetzſamml. S. 240) ſowie Mahnungen, Rügen und 
Ermahnungen ($ 13 des Geſetzes vom 7. Mai 1851, §§ 80, 81 des 1 7 0 vom 
24. April 18785 §§ 23, 24 des Geſetzes vom 9. April 1879, Geſetzamml. S 1345 
Art. 93 bet: Geſetzes vom 21. September 1899), 


25 


Iſt bis zum Inkrafttreten dieſer Verordnung wegen Dienſtvergehen, die vor 
dem 9. November 1918 begangen ſind, auf Verſetzung in ein anderes Amt oder 
Richteramt von gleichem Range (§ 16 Nr. 1 des Geſetzes vom 21. Juli 1852; 
$ 15 Nr. 3 des Geſetzes vom 7. Mai 1851 in der Faſſung des § 1 des Geſetzes 
vom 26. März 1856, Gee e S. 201) rechtskräftig erkannt, ſo werden 
erlaſſen: 

1. die Nebenſtrafe des Verlustes des Anſpruchs auf Umzugskoſten, ſofern 
der Zeitpunkt, für den die Verſetzung verfügt iſt oder verfügt wird, 
in die Zeit nach dem Inkrafttreten dieſer Verordnung fällt; 
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2. die Nebenſtrafe der Verminderung des Dienſteinkommens mit Wirkung 
vom 1. Januar 1919 ab; 

3. die Nebenſtrafe der Geldbuße, inſoweit ſie zur Zeit des Inkrafttretens 
dieſer Verordnung noch nicht vollſtreckt ift; : 

4. die Koſten des Verfahrens, infoweit fie zur Zeit des Inkrafttretens 
dieſer Verordnung noch nicht entrichtet ſind. 


N 
Die Vorſchriften der SH 1 und 2 finden auch Anwendung, wenn bis zum 
Jukrafttreten dieſer Verordnung von den entſcheidenden Diſziplinarbehörden oder 
Diſziplinargerichten auf Strafen der in den fY I und 2 bezeichneten Arten erkannt 
it und die Entſcheidung binnen vier Wochen nach dem Inkrafttreten rechtskräftig wird. 


§4. 

Alle förmlichen Diſziplinarverfahren, alle Diſziplinarunterſuchungen ſowie 
alle ſonſtigen Diſziplinarverfahren wegen Dienſtvergehen, die vor dem 9. November 
1918 begangen ſind, werden einſchließlich der Koſten des Verfahrens nieder⸗ 
geſchlagen, ſofern nach Lage des Falles die Annahme gerechtfertigt iſt, daß die 
endgültige Entſcheidung nicht auf Verſetzung in ein anderes Amt oder Richteramt 
von gleichem Range, auf Dienſtentlaſſung oder auf Verluſt des Amtes (§ 16 des 
Geſetzes vom 21. Juli 1852; § 15 Nr. 3 und 4 des Geſetzes vom 7. Mai 1851 
in der Faſſung des § 1 des Geſetzes vom 26. März 1856; Art. 94 Nr. 4 des 
Geſetzes vom 21. September 1899) lauten werde. Unter der gleichen Borang- 
ſetzung wird für alle vor dem 9. November 1918 begangenen Dienſtvergehen, 
wegen derer ein Verfahren noch nicht anhängig iſt, Straffreiheit gewährt. 

Iſt ein förmliches Diſziplinarverfahren gemäß § 23 des Geſetzes vom 
21. Juli 1852 oder eine Diſziplinarunterſuchung gemäß § 23 des Geſetzes vom 
7. Mai 1851 bereits eingeleitet, fo kann der oberſte Dienſtvorgeſetzte des An- 
geſehuldigten Miniſterium, Reſſortchef) das Verfahren niederſchlagen; wenn der 
oberſte Dienſtvorgeſetzte von dieſem Rechte keinen Gebrauch macht, befindet die 
entſcheidende Diſziplinarbehörde oder das Diſziplinargericht über die Niederſchlagung 
Im Falle eines ſonſtigen Diſziplinarverfahrens befindet der oberſte Dienſtvorgeſetzte 
Miniſterium, Reſſortchef) oder die von dieſem bezeichnete Dienſtaufſichtsbehörde 
über die Niederſchlagung. 


8.55 8 
Wird in einem nach Maßgabe der Vorſchriften des § 4 fortzuführenden 
Verfahren wegen Dienftvergehen, die vor dem 9. November 1918 begangen ſind, 
auf Verſetzung in ein anderes Amt oder Richteramt von gleichem Range erkannt, 
fo iſt die Verhängung von Nebenſtrafen Verminderung des Dienſteinkommens, 
Verluſt des Anſpruchs auf Umzugskoſten, Geldbuße) ſowie die Verurteilung des 
Augeſchuldigten zur Erſtattung der Koſten des Verfahrens ausgeſchloſſen. 


5 
| | | § 6. | : | 
Ob ein Verfahren durch diefe Verordnung niedergeſchlagen ift, muß in 
jeder Lage des Verfahrens von Amts wegen geprüft werden. Der Angeſchuldigte 
iſt vor einer ihm ungünſtigen Entſchließung zu hören. 
Bei Kriegsteilnehmern ift zu berückſichtigen, wie fie fich als ſolche, 
beſonders vor dem Feinde, bewährt haben. 


7. 

At oder wird wegen Dienſtvergehen, die vor dem 9. November 1918 
begangen find, rechtskräftig auf Dienſtentlaſſung (§ 16 Nr. 2 des Geſetzes vom 
21. Juli 1852, § 15 Nr. 4 des Geſetzes vom 7. Mai 1851) erkannt, fo ift der 
oberſte Dienſtvorgeſetzte des Angeſchuldigten (Miniſterium, Reſſortchef) ermächtigt, 
die Strafe durch Bewilligung einer Unterſtützung oder Erhöhung der bereits 
bewilligten Unterſtützung zu mildern und die rückſtändigen Koften zu erlaſſen. 


§ 8. 
In den Perſonalakten (Perſonalbogen) des Angeſchuldigten find die Vermerke 
(Verhandlungen uſw.) über die auf Grund dieſer Verordnung ganz oder teilweiſe 
erlaſſenen Strafen mit einem Löſchungsvermerke zu verſehen. 


89. 
Die Vorſchriften der §§ 1, 3, 4, 6, 8 finden auf ehrengerichtliche Strafen 
und ehrengerichtliche Verfahren gegen Rechtsanwälte entſprechende Anwendung. 
§ 10. 
Dieſe Verordnung tritt mit dem Tage der Verkündung in Kraft. 
Berlin, den 16. Februar 1919. 


Die Preußiſche Regierung. 


hai gun Eugen Einf Fiſchbeck, Hoff. Hgaeniſch. 
. Südefum Heinemann. Reinhardt. 


(Mr. 11741.) Verordnung, betreffend die Zuſtändigkeit des Diſziplinarhofs zur Entſcheidung 
über die Berufung in Diſziplinarſachen. Vom 18. Februar 1919, 
MD. Preußiſche Regierung verordnet mit Geſetzeskraft, was folgt: 
yap 


Die Berufung nach § 41 des Geſetzes vom 27. Juli 1852, betreffend die 
Dienſtvergehen der nichtrichterlichen Beamten, die Verſetzung derſelben auf eine 


Zu 


andere Stelle oder in den Ruheſtand (Geſetzſamml. S. 465), geht bis auf weiteres 
in Sachen, in welchen der Diſziplinarhof nicht in erſter Inſtanz geurteilt hat, 
ſtatt an das Staatsminiſterium an den Diſziplinarhof. 

Nach Ablauf der im § 44 des genannten Geſetzes beſtimmten Friſt werden 
die Akten dem Diſziplinarhof eingeſandt. 

Für das Verfahren vor dem Difziplinarhof gelten die Beſtimmungen des 
§ 45 Abſ. 4 des genannten Geſetzes. 

Der Diſziplinarhof entſcheidet endgültig. 


9 2. i 
Dieſe Verordnung tritt mit ihrer Verkündung in Kraft. 


83. 
Die bei dem Staatsminiſterium bereits anhängigen Berufungen ſind an 
den Diſziplinarhof zur Entſcheidung abzugeben. 


Berlin, den 18. Februar 1919. 


Die Preußiſche Regierung. 


Hirſch. Braun. Eugen Ernſt. Fiſchbeck. Hoff. Haeniſch. 
Südekum. Heine. Reinhardt. 


Bekanntmachung. 


Nach Vorſchrift des Geſetzes vom 10. April 1872 GEſetzſamml. S. 357) find 
bekannt gemacht: 


1. die Konzeſſionsurkunde (Nachtrag) für die Cöln⸗Bonner Eiſenbahnen, 
Aktiengeſellſchaft in Cöln, vom 10. Juni 1918 durch das Amtsblatt der 

Regierung in Cöln Nr. 2 S. 7, ausgegeben am 11. Januar 1919; 

2. der Erlaß der Preußiſchen Regierung vom 21. Dezember 1918, betreffend die 
Verlängerung der Gültigkeitsdauer des dem Reichsfiskus, vertreten durch den 
Reichskanzler (Reichsſchatzamt), unterm 8. Februar 1918 verliehenen Ent⸗ 
eignungsrechts für den Bau einer Hochſpannungsleitung von Pieſteritz 
im Kreiſe Wittenberg nach dem bei Rummelsburg (Stadtkreis Berlin⸗ 
Lichtenberg) zu errichtenden Umſpannungswerke, durch die Amtsblätter 

der Regierung in Potsdam und der Stadt Berlin Nr. 4 S. 40, 
ausgegeben am 25. Januar 1919, und 

der Regierung in Merſeburg Nr. 4 S. 22, ausgegeben am 
25. Januar 1919. 


Nedigiert im Büro des Staatsminiſteriums. — Berlin, gedruckt in der Reichsdruckerei⸗ 
Veſtelkungen auf einzelne Stücke der Preußiſchen Geſetzſammlung und auf die Haupt⸗Sachverzeichniſſe (1806 bis 1883 zu 
6,25 & und 1884 bis 1913 zu 4,60 ) find an die Poſtanſtalten zu richten. 


